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ßayerieches Wassergesetz novelliert 
Praktisch tmbemerkt von der Öffentlichkeit 
wurde das novellierte Bayer. Wassergesetz im 
Dezember 87 vom Landtag verabschiedet. Es 
gibt 8.uch keinen Grund, von diesem Gesetz 
großes Aufbeben zu machen. Für die kcmnunale 
Trinkwasserversorgung bringt es keinerlei 
Perspektiven. Erwähnenswert ist allenfalls, 
daß ntm auch Landwirte, die in Wasserschutz­
zonen Einschränkungen beim Pestizideinsatz 
hinnehmen müssen, Anspruch auf Ausgleich ha­
ben. 
Gerade in der Frage des Ausgleichs läßt man 
aber die Koumunen allein. Nach dem Gesetz 
sind allein die Betreiber der Wasserversor­
gung, also in der Regel die K0nnnmen , für 
die Ausgleichszahlungen zuständig. Der An­
trag des SPD-Abgeordneten Mehrlich, der 
Staat und nicht die Koumunen sollten für ei­
nen angemessenen Ausgleich für in Wasser­
schutzzonen betroffene Landwirte aufk0111Den, 
wurde von der CSU-Mehrheit im Landtag abge­
lehnt. Es wird allenfalls dann zu staatli­
chen Zuschüssen konmen, wenn Härtefälle auf­
treten sollten. Nach Ausktmft von totiL Her­
bert Franz (SPD) will das Ministeriun in 
diesen Tagen eine Verordnung mit Regelungen 
für die Entschädigung vorlegen. 
enn die Hauptlast an den Kcmm.men hängen­

blei bt, läßt sich schon heute sagen, daß die 
kamnunale Trinkwasserversorgung vielerorts 
den Bach hinuntergeht. Getroffen werden näm­
lich meist finanzschwache ländliche und be­
nachteiligte Räune, die durch eine zusätzli­
che Verteuerung der Eigenwasserversorgung 
wohl fürs Fernwasser weichgeklopf t werden 
sollen. Der IKT scheint auch heute noch ein 
landesweit erhobener Wasserpfennig die bes­
sere Lösung zu sein, da dann die Ausgleichs­
zahlungen nicht zu einer übermäßigen Bela­
stung benachteiligter Gebiete führen und die 
Lasten gleichmäßig verteilt werden. Der IKT 
scheint es auch nicht sinnvoll, die Gelder 
aus einem anonymen Steuertopf zu nehmen, 

besser wäre es, durch eine zweckgebn::lene 
Abgabe zum verantwortungsvollen Umgang mit 
tmSerem wichtigsten Lebensmittel anzuregen. 

Nachdem dieser Weg, der auch in Beden­
Württemberg beschritten wird, in Bayern we­
gen des Widerstands der CSU nicht gangbar 
ist, sieht die !KT nur dann noch Chancen für 
die konmunale Trinkwasserversorgung, wenn 
der Freistaat sich wesentlich an der Finan­
zierung der Ausgleichsleistungen beteiligt 
und die Konmunen nicht im Regen stehen läßt. 
Wenn man sich weiterhin darauf beschränkt, 
den schwarzen Peter der Landwirtechaf t zuzu­
schieben, und ihr keine ernstzunehmenden 
Ausgleichsleistungen bieten kann , wird sich 
an der landesweiten Trinkwassermisere nichts 
ändern. Schöne Worte und Appelle haben wir 
in den letzten Jahren genug gehört, die Si­
tuation auf dem Trinkwassersektor hat sich 
aber weiter verschlechtert. 

Da das Wasserhaushaltsgesetz des Bundes 
betroffenen Landwirten einen sehr weitaehen­
den Ausgleich in Wasserschutzzonen zubil­
ligt, bringt es den Landwirten herzlich we­
nig, wenn ihre Verbandsvertreter und Sonn­
tagsredner aus dem Kreis der Politik sie als 
die eigentlichen Naturschützer feiern und 
man andererseits an sie appelliert, aufs 
Grundwasser Rücksicht zu nehmen und gefäl­
ligst doch weniger zu düngen. Den Landwirten 
ist vielmehr mit handfesten Schutzz<menver­
ordnungen gedient, weil sie dann einen 
Rechtsanspruch auf finanziellen Ausgleich 
haben. Für schöne Worte dagegen können sie . 
sich nichts kaufen, und das Wasser wird da­
von auch nicht besser. 

IK.T-schreiben an Minister lanl 
Der !KT-Landesvorstand hat deshalb eine Of­
fensive zur Erhalttll'lg der kalllllm&len Trink­
wasserversorgung eingeleitet und ein ganzes 
Bürrlel von Maßnahmen ergriffen. Kernstück 
ist ein Schreiben an den Innenninister, in 
dem die IKT eine Reihe ganz konkreter Forde-
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rungen formuliert und deutlich gemacht hat, gung 
daß sie jederzeit bereit ist, ihre Vorstel- - Verschärfung des Pestizidkatalotrs 
lungen in einem Gespräch näher zu erläutern. 

Wassersichengsprosram 
Im Schreiben an Minister Lang regt die IKT 
ein Wassersicherungsprogranm mit folgendem 
Inhalt an: 
- Senkung der Förderschwelle bei Flächenan­

käufen in Wasserschutzzonen 
- Bezuschussung der Anpachtung in Wasserein­

zugsgebieten, wenn dies dem Grundwasser­
schutz dient 

- Beteiligung des Staates an den Kosten für 
Ausgleichsmaßnahmen 

- Bezuschussung von Bodenproben in Wasser­
einzugsgebieten 

- Risikoübernahme bei Brunnenbohrungen 
- Beratung und Unterstützung bei der Sanie-

rung von Hausbrunnen im ländlichen Raun 
- bessere Berücksichtigung des Grundwasser­

schutzes bei anderen staatlichen Program­
men wie dem Kulturlandschaftsprogranm 

- verstärkte Forschung in den Bereichen "Ni­
tratbelastung des Grundwassers" und "Ni­
trabninderung durch landwirtschaftliche 
Maßnahmen" 

ftt.lsterverordnung für Wasserschutzmnen 
Einen weiteren Forderungskatalog hat die IKT 
im Schreiben an Staatsminister Lang zur Mu­
sterverordnung für die Wasserschutzzonen 
vorgelegt. Im Interesse des . Grundwasser­
schutzes und der Landwirtschaft (die nur 
dann Anspruch auf Ausgleich hat, wenn die 
Nutzungseinschränkungen in einer Verordnung 
fixiert sind) hat die IKT gefordert: 
- Verbot jeglicher Düngung in der vegeta­

tionslosen Zeit in allen Zonen 
- generelles Verbot der Gülleausbringung in 

der Zone II 
- Verpflichtung ztn Anbe.u von Zwischenkultu­

ren, falls keine überwinternden Kulturen 
angebaut sind 

- Verbot von Sonderkulturen und Kleingarten­
nutzung in allen Zonen 

- Verbot der BereiPlung 
- Konkretisierung des Oberdihlgungsverbots: 

Begrenzung des Anfang November im Boden 
zulässigen Reststickstoffs auf 45 kg/ha 

- Verpflichtung zu Bodenproben vor der Dün-

lin Mißverständnisse zu vermeiden: Die 1KT 
ist nicht der Meinuna, da8 dieser Maxi-.lka­
talog in alle Schutzaebietsverordmmgen auf­
genoomen werden müßte. In Wassereinzugsge­
bieten mit ausreichenden Deckschichten über 
dem Grundwasserleiter tmi es a\di weniger 
restriktive Besti.Jlmunaen. Da aber die Fach­
behörden in Problemgebieten miter Hinweis 
auf die Musterverordntma verschirfte Schutz­
verordnungen grundsätzlich abaelehnt haben, 
scheint der IKT eine Oberarbeit\A'll der fii.a­
sterverordnung dringend erforderlich. Bs ist 
dann Sache der Gemeinden und der Fachbehör­
,den, vor Ort eine angemessene Schutzverord­
nung zu erstellen. 

Die IKT hat das Schreiben an Minister 1aJC 
in Kopie auch den Landtaasfraktionen \Di 
Landwirtschaftsminister Nüssel zugestellt 
und un Unterstützung der !KT-Initiative ge­
beten. 

Neuer Inf o-Scnierdruck 
Die IKT hat ihren IKT-Info-Sonderdrook ak­
tualisiert und eine 2. Auflage gedrookt, Der 
Sonderdruck ist als erste Orientien.mg für 
Gemeinden und Interessenten aedacht. In U. 
werden die wichtiasten Wasserprobleme (Ni­
trat, Koli, Zuschüsse, natür liehe Sanien.ma 
usw . ) behandelt. Der Sonderdruck kann bei 
der Landesgeschäftsstelle anaef ordert wer­
den. 

Berabg v<m Gemeinden 
Wir müssen es tagtäglich feststellen, daß 
sich vor allem diejenigen Gemeinden und Bür­
gerini tiati ven an die IKT wenden, denen das 
Wasser im wahrsten Sinne des Wortes bis Z\m 
Hals steht. Oft ist dann die Sanienma der 
eigenen TrinkwaallerveraorlnQf nur noch 
schwer möglich. Wir bitten deshalb alle lß­
ser miseres Info-Dienstes, uns die Anschrif­
ten von Gemeinden.mitzuteilen, die Trinkwas­
serprobleme haben, damit wir uns direkt mit 
diesen Gemeinden in Verbindunii setzen kön-
nen .  

Peter Btthöfer 
�ftllrer 
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•• • Liebe.z:- Lese.z:-f 
Die IE1' bat es sich zrin Ziel gesetzt, die 
dezentrale karmunal.e Trinkwasserversorgrmg 
nach Kräften zu unterstützen. Das bedeu­
tet, daß wir uns nicht nur für unsere Mit­
glieder (Kamnmen, Initiativen, Verbände 
und kamnmale Fraktionen) einsetzen. Wir 
beraten auch all die KOlllllUl'len und Bürger, 
die nicht bei uns organisiert sind und 
ebenfalls vor der Frage "Fernwasser oder 
Erhal ti.m,g der Eigenversorgrmg" stehen. .Da 
unsere Eigenmittel aber aufgrund der nie-

IBOOesaat liest :mit • • •  
Mit Interesse haben wir dem Protokoll einer 
Bürgermeisterversanmlung im Landkreis Neu­
stadt/ Aisch - Bad Windsheim vom Herbst 87 
entnomnen, daß das Landesamt für Wasserwirt­
schaft in München offensichtlich zu den 
ständigen Lesern des !KT-Info-Dienstes 
zählt. Oberregierungsrat Wenning gab nämlich 
auf der erwähnten Bürgenneisterversanmhmg 
die Stell� des Landesamts zu der im 
INFO-Dienst 5 vorgestellten Denitrifikati­
onsanlage der Fa. Eppler wieder. 
Den für den Info-Dienst verantwortlichen 
Landesgeschäftsführer stört es nicht, daß 
nach Ansicht des Landesamts "die naturwis­
senschaftlichen Gn.mdlagen im Inf onnations­
blat t laienhaft, aber im wesentlichen zu­
treffend erklärt sind". Schließlich will die 
IKT kein Fachchinesisch verbreiten, sondern 
interessierte Kormrunalpolitiker und Bürger 
infonnieren. 
Das Landesamt wirft allerdings der IKT vor, 
die technischen und sonstigen Aspekte dage­
gen durchwegs zu günstig dargestellt zu ha­
ben. Dem widerspricht der Erfind.er des Ver­
fahrens, Dipl. -Ing. Alwin Eppler, ganz ent­
schieden. In einem Schreiben an den IKT-Lan­
desgeschäftsführer entkräftet er die Vorbe­
halte des Landesamts und betont, daß bei 
seinem Verfahren zur biologischen Denitrifi­
kation kein "Ab.lasser" entsteht, sondern daß 
bei der Filterrückspülung das Spülwasser di-. 
rekt in den Vorfluter eingeleitet werden 
darf. Eppler weist auch die Behauptung zu­
rück, sein Verfahren sei lediglich in einer 
Pilotanlage erprobt. Vielmehr liefen seine 
Anlagen im halbtechnischen Maßstab, für die 
die Gesetze der Großanlagen gälten. 
Uns scheint es so, daß beim Landesamt nur 
das gilt, was seit Jahrzehnten in eingefah­
renen Geleisen betrieben wird. So hat man 
auch der UV-Bestrahlung verkeimten Wassers 
Schwierigkeiten über Schwierigkeiten in den 
Weg gelegt, während man die bestinmt nicht 

1' 
drigen Jahresbeiträge ( 50 Df bei VollJIJi. t­
gliedschaft und 30 Df für fördernde Mit­
glieder) recht begren.t sind, können wir 
z.B. unseren Info-Dienst auf .Dauer nur un­
seren Mitgliedern kostenlos zusenden. 
Falls Sie zu den Nichtmi. tgliedern 6elJören 
sollten, die seit kurzem oder auch EIChon 
seit längerem unseren Info-Dienst erhal­
ten, dann bitten wir Sie, sich zu überle­
gen, ob Sie r.msere Arbeit nicht durcb Ih­
ren Beitritt zur IE1' fördern können. 

problemlose Chlorung anscheinend. inmer noch 
als die ideale Lösung bei der Nachbehandluna 
von verkeimtem Wasser ansieht. Wie schein­
heilig die Argumente des Landesamts für Was­
serwirtschaft sind, sieht man im gleichen 
Protokoll wenige Sätze weiter. Dort heißt es 
wörtlich: "Aus wasserwirtschaftlicher Sicht 
sind Nitrateliminationsanlagen sehr kritisch 
zu sehen, da sie den Anreiz zur BeseitiMuna 
der Ursachen erhöhter Ni tratkonzentration . , 

� 

verringern. Sie tragen damit nicht zur Ord-t 
nung menschlicher Einwirkungen auf das Waa-'9 
ser mit dem Ziel einer optimalen Interessen-� 
abstinlmmg im eigentlichen wasserwirtschaft-1 
liehen Sinn bei, sondern verleiten zur Repa�/ 
ratur vermeidbarer schädlicher Einwirkungent 
auf den Wasserhaushalt. " /:� 
Wenn man weiß, daß die �rieche Wasser..i . 
wirtschaft in den letzten Jahrzehnten nicht,· 
wie es ihre Fflicht gewesen wäre, zu konkre­
ten Maßnahmen gegen die Ni tratbelastuna er- , 
nuntert hat, sordezn lediglich den Fernwas- ' ' 
seranschluß als Patentlösung propaciert hat, 
kann man den Wert dieser Äu&en.Qf richtia 
einschätzen. Da erscheinen tmS schon die 
Worte von Alwin Eppler glaubwürdiaer, . der 
imner erst die natürliche NitratreduzieIUJC 
empfiehlt, bevor man zu technischen Mitteln 
greift. Das ist auch die Meimq der IKT. 
Die IKT hält es aber für durchaus sinnvoll, 
für einen UbergangszeitrallD mit technischen 
Mitteln die Nitratwerte zu senken, bis die 
natürliche Sanierung greift. 

umdra:tsa.t Segen BefreilqC 
Im gleichen Protokoll beklagt ein Büraeiwei­
ster die steigerxie Anzahl von Antriaen auf 
Befreiunai van Anschluß- wd Benutzmtrsmmli 
nach § 7 der Wassera.beabesatzuna. Interea­
sant ist folgend.er Passus: "Nach Ansicht von 
Herrn Regierungsdirektor Hillermeier körmen 
die Gemeinden im ländlichen Raun diesen An­
trägen nicht stattgeben, da BOnSt das Gebüh.­
renaufkcmnen sinkt wd die Beriutzunaqebüh-
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ren steigen. Sollte- von einem Bürger gegen 
eine solche ablehnende Entscheidung einer 
Gemeinde Widerspruch eingelegt werden, so 
wird dieser Widerspruch vom Landratsamt zu­
rückgewiesen werden. " 

Ba.fenlohrta.l iA I.alXit.ag 
W'ahrend SPD tmd Grüne die sofortige Einstel­
lung aller Vorbereitungsarbeiten für den ge­
planten Haf enlohrtalspeicher gefordert ha­
ben, stinmte der Umweltausschuß des Landtags 
lediglich' einem Antrag der CSU zu . Dieser 
sieht vor, daß der Speicher nur dann gebaut 
werden soll, wenn die Trinkwasserversorgung 
Unterfrankens auf grtmd aktueller Bedarf spro­
gnosen ohne das Projekt nicht sichergestellt 
werden könne tmd wenn dieser Bedarf auch 
nicht durch die Sanierung konmunaler Anlagen 
tmd den Einsatz moderner Technologien ge­
deckt werden kann . 
Nachdem die Bayer. Landesregieruiig tmd die 
Fachbehörden bislang herzlich wenig zur Sa­
nierung von kOllllI\.malen Trinkwasserversorgun­
gen tmternonmen haben, kann man sicher sein, 
daß dieser Antrag das letzte naturnahe Spes­
sarttal sicher nicht vor der Oberflutung 
retten kann. 

· 

Brachland senkt Nitratwerte 
Bislang wurde häufig behauptet, Brachland 
wäre wesentlich an der Nitratbelastung des 
Grundwassers beteiligt. Des gilt allerdings 
nur für die sog, Schwarzbrache, bei der der 
Boden offengehalten wird, wie man es im Win­
terhalbjahr häufig sehen kann, Brachland 
oder ödland wirken dagegen ähnlich wie Grün­
la.rrl nitratminderrrl. Man kann dies im van 
Bundeslandwirtschaftsministeri'l'lll herausgege­
benen AID-Heft 91/1986 "Brache als Lebens­
I'8l.ID" auf S. 14 nachlesen: "Im Hinblick auf 
die Nährstoff a\lSlolaSchung wurde - freilich 
etwas verschieden je nach der früheren Nut­
zung - ein recht schneller Rückgang des Ni­
trat- tmd :Alosphataustrags festgestellt. 
Dieser ist leicht damit zu erklären, daß der 
vorher übliche Nachschub durch Düngung ent­
fällt. 

Neue AID-Broechüre 
"Sachgerechte Stickstoffdüngung" heißt die 
neue �Broschüre 1017 /1987 , die sich in­
tensiv mit dem richtigen Stickstoffeinsatz 
in der Landwirtschaft befaßt. Wenn diese 
Broschüre auch nicht einfach zu lesen ist, 
so sollte sich doch jeder Landwirt intensiv 
mit ihr befassen. 

Ullleltfl"EUldliche Gülle? 
An der 'IH Aachen wurde ein neues Verfahren 
zur Gülleaufbereitung entwickelt. Durch Bei­
mengung von :AlosJilat tmd Meanesi'l'lll wird Am-

moniun ausgefällt, so daß am Erde ein kri­
stalliner Stoff übrigbleibt. Pro Tonne Gülle 
sollen so 10 k8 hochwertiger Dünaer erzetllrt, 
werden. Die Aachener Wisaenscbaftler schät­
zen, daß so weltweit mindestens 10 " der Mi­
neraldüngerproduktion ersetzt werden können. 
Billig ist dieses Verfahren manentan aller­
dings noch nicht. Eine DK>bile Anlage, die 8 
Bauernhöfe entsorgen karm , soll ca .  200.000 
IJ1 kosten. 

Vollert.rige iA Obstbau mdl cime .Dißn!ll 
Interessantes wurde in Barrl XIV 1986 der 
Verhandlungen der Gesellschaft für ökologie 
(Hohenheim) veröffentlicht. Unters�htmaen 
auf dem staatlichen Mustergut Reute-Unterhof 
haben nämlich ergeben, daß es im· Intensiv­
obstbe.u vollauf genügt, wenn das Grünlard 
zwischen den Reihen gemulcht wird. Jede wei­
tere Düngung erübrigt sich, dadurch würde 
lediglich das Grundwasser mit Nitrat bela­
stet. So erbrachte die Sorte Roter Boskoop 
pro Baum ohne Düngung 18, 8 kg Ertraa, bei 
Düngung gemäß Analyse 17 , 9  kg und bei star­
ker Düngung 19, 2 kg. Bei der Sorte Golden 
Delicious lag die ungedüngte Parzelle im Er­
trag sogar übeir allen gedüngten Veraleichs­
pe.rzellen. Genz offensichtlich wird durch 
das Mulchen der Grasdecke den Bä.\.IDell ausrei­
chend Stickstoff zugeführt. Die Versuche 
wurden übrigens gemeinsam van Amt für I..ani­
schaftspf lege, Obst- und Oa.rtenba.u II des 
Bodenseekreises tmd der �F durchgeführt. 

Würzblmcer Mae\nahmen aa Trinloasseracbutz 
Bereits in den letzten Ausgaben berichteten 

· 

wir über die beachtlichen Würzburaer Maßnah­
men zur Trinkwassersicherung. Nach aemeinsa­
men Initiativen der Stadtwerke Würzb.ara • der 
Gemeinde Zell und der Zeller Ortsaruppe dea 
Bundes Naturschutz wurde die StaatsatraBe 
Zell-Hettstadt für Fahrzeuae mit mehr als 
100 1 wassergefährdenden Stoffen.aesperrt. 
Die Staatsstraße fiihrt durch das Fas&mlll88e­
biet der Zelleir Q.le\llen, die 60 1' des Würz­
h.arger .Trinkwausers liefeni. 
Nachdem · ·eine wei tt'!re Wasseraewinnuna der 
Stadt Würzburg direkt ain Hauptbahnhof eben­
falls potentiell gefl'\hrdet ist, bemühen sich 
die Würzburger Stadtwerke, im · stadtnahen 
Ratlll den Grundwassers'\t.ran in einem durch ein 
Schutzgebiet sicherbart'!l'l Bereich anzubohren . 
Eine der geplanter. Bohl"\Dllen �t der CSU­
Landtagsabgeordnete ctu�istian Will bislana 
torpediert, da er der Ansicht ist, dieses 
Wasser sti.mde den , Fernwasserzweckverbänden 
zu. 

Demnächst werden ablfr an zwe;: weiteren Punk­
ten Versuchsbohrun&,,en niederaebracht und der 
Bevölkerung bei em'!r "Wasserwandenma" vor­
gestellt. Bei dieser Geleaenhei t wird die ncr 
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mit einem Informationsstand vertreten sein. AufsicbtabeacbNerde aecen tiil.ler-llaslach 

Auf der Landesvorstandssitmma in Burghas­
lJ'Wlf'JWinisterita weiter auf Fe:mwasserlnn-s lach wurde die von der Landesversamll.B'l& in 
Nachdem die Würzburger Stadtwerke deutlich Pottenstein beschlossene Auf sichtsbescbwerde 
gemacht hatten, daß sie sich auch weiterhin gegen Landwirtschaftsdirektor Müller-Haslach 
aus eigenen Quellen versorgen wollen und auf formuliert und verabschiedet. Die IJcr' wirft 
den geplanten Haf enlohrtalspeicher nicht an- in ihrem Schreiben an den Landwirtscbaftsai.­
gewiesen sind, hat lltiL Will im September 87 nister dem Beamten der Landesanstalt für 
in einer Anfrage an die Staatsregienmg wis- Wein- und Gerten.bau in Veitshöchheim vor, 
sen wollen, ob sich eine Großstadt überhaupt "leichtfertig die Düngepraxis bei Sonderkul­
aus eigenen Quellen versorgen könne. Die turen und deren Auswirkunaen auf das Grund.­
Antwort des Innenministers zeigt, daß die wasser in der Ma.rgetshöchheimer Waaeer­
Staatsregienmg noch inmer auf Fernwasser schutzzone verharmlost und damit den Benü­
und den geplanten Ha.f enlohrtalspeicher hungen der Gemeinde Ma.rgetshöchheim, ihre 
setzt. 

' 
eigene nitratbelastete Trinkwasserve� 

Interessant ist allenfalls folgende Fest- zu sanieren, erheblichen Schaden zuaefüat zu 
stellung: "Da bei den Zl.lll Teil sehr durch- haben". . 
lässigen Deckschichten ein Großteil der Ni- Die IKT will mit ihrer Aufsichtsbeschwerde 
trat- und Schadstoffbelastung aus dem weite- deutlich machen, daß die Zeiten vorbei sind, 
ren Einzugsgebiet konmt, wird es gerade bei in denen Staatsbeamte mit Steuergeldern ohne 
Intensivnutzt..mgen und Sonderkulturen notwen- Rücksicht auf die Umwelt und die in der Bay­
dig werden, weitergehende Maßnahmen zur Ver- er. Verfassung geschützten Lebensgrundlagen 
mindenmg flächenhafter Schadstoffeinträge der Bevölkenmg nur die Interessen ihres 
sicherzustellen." Nachdem aber die Staatsre- Fachbereichs vertreten können. Nachdem mitt­
gierung bei allen ihren Stellungnahmen be- . lerweile gerade in · den Wasserwirtschafts-, 
tont, daß die Gemeinden selbst für die Sa- aber auch in den Landwirtschaftsämtern ein 
nierung ihrer Wasserversorgungen zuständig Uirlenken stattgefunden hat, ist es nicht 
sirrl, ist aus München wohl k8.tm ernsthafte tragbar, daß gerade die Rolle der bes<mders 
Hilfe zu erwarten. Die Staatsregienmg fühlt an der Nitratm.i.sere beteiliaten Sonderkultu­
sich wohl nur dann zuständig, wenn es sich ren henmtergespielt wird. 

Fernwasser handelt. Dann fließen die Zu- Neuerdings gibt es auch Hinweise, daß die 
schüsse kräftig. Wasserrechtsbehörden nicht abgeneigt waren, 

auf Antrag der Gemeinde Margetshöchheim die 
Grime lt.den IKT zur Sit.zlmg der Lend.tags- Wasserschutzzonenverordnung zu verschä.rf en 
f ralrticm ein 
Die Landtagsfraktion der Grünen veranstalte­
te am 18.3. in Rothenbuch im von einem 
Trinkwasserspeicher bedrohten Haf enlohrtal 
eine Fraktionssitzung, zu der auch IKT-Lan­
desvorsitzender Schönauer und Geschäftsfüh­
rer Etthöfer eingeladen waren. Schönauer und 
.... „thöfer machten deutlich, welche Brisanz 

·e Trinkwasserfrage mittlerweile bayernweit 
ha und regten an, zu diesem Thema eine 
Larrltagsanhönmg zu veranstalten. 

Interesse an der IKT "6cbst 
· e wir erfahren haben, hat das Innenmini­

steriun die letzten Ausgaben des Dcr'-Info­
e.nstes und den neuen Sonderdruck verviel­

�ä.lti.gt und an alle Wasserwirtschaftsämter 
versandt. 
In den letzten Wochen konnte die IKT auch 

und ein Verbot von Sorderkul.turen und Klein­
gartennutzung in die Verordnung aufzunebmm . 
Nicht zuletzt wegen des Widerstands von folll­
ler-Ha.slach scheint dies aber vorerst eu.al. 
verhindert zu sein. Er hat eine einjihriae 
Untersuchung der Böden in der Hargetshöch­
heimer Wasserschutzzone durchgesetzt, wa 
erst einmal zu überprüfen, ob die Somerkul­
turen wirklich zur Nitratbelastung beitra­
gen. Dem Ergel:nis muß man mit einer 1ewissen 
Besorgnis entgegensehen, da es Müller-Haa­
lach abgelehnt hat, mit dm örtlichen Ge­
meinderat zu sprechen bzw . diesem die end t­
tel ten Bodenwerte vor dem Ende der UnteI'llU­
chung bekanntzugeben. Des Ergeblls dürfte 
für die Gemeinde auch zu spät kcs1en, da sie 
nur noch bis Ende 1989 :t.eit bat, die Nitrat­
werte tmter die 50-mg-Grenze zu drücken. 

eine beachtliche Steigerung bei den Beitrit- Atrazin-Verbot 
ten feststellen. Dies ist sicher zuallererst Gemäß § 11 Abs. 11 Pflanzenschutzgesetz dür­
ein Zeichen dafür, wie groß die Trinkwasser- fen seit dem 31.10.87 nach Al.mlaufen der Zu­
problane landesweit sind. Erfreulich ist lassung die folgenden atrazinbaltiaen Pflan­
aber, daß sich inmer mehr Gemeinden für die zenschutzmittel nicht mehr vertrieben wer­
IKT interessieren, die noch nicht über den den: 
Grenzwerten der Trinkwasserverordnung lie- AA dimitrol 
gen. Canpo-Total-Unkraut-Spray 



Anox L, Anox M 
Unkrautvernichtungsmittel 371, 371DB, 371l1'1 
447-6�, 371 M Granulat, 371 DBA, 371 DBH 
Vorox (s) Neu, Vorox(l) Granulat 371 Streu­
mittel, Pradone Kombi 

Zimehwend Koli-Probl� in der Hhön 
In den letzten Monaten häufen sich die Mel­
dungen über kolibelastete Trinkwasserversor­
gungen in der Rhön. So besteht im Münner­
städter Ortsteil Fridritt schon seit über 
einem halben Jahr eine Abkochanordnung. Die 
Fridritter befürchten, daß ihr Ort nun von 
Münnerstadt aus versorgt werden soll, ol:Mohl 
ihr Quellwasser sonst einwandfrei ist und 
reichlich fließt. Deshalb ist der Vereins­
ring Fridritt der IKT beigetreten. Auf einer 
sehr gut besuchten Versanmlung mit IKT-Ge­
schäftsführer Etthöfer war sich die Bevölke­
rung einig, daß ihre Quelle erhalten werden 
und notfalls eine UV-Anlage eingebaut werden 
soll. An diesem Abend wurde auch eine Reihe 
von Vorschlägen zur Lösung des Problems ge­
macht. 

Rosenbauer will keine Bauern erschießen 
In einer Rundfunkdiskussion hat IKT-Ge­
schäftsführer Etthöf er Staatssekretär Rosen­
ba.uer vorgehalten, die Politiker wären für 
die Bevölkerung glaubwürdiger, wenn sie auch 
mal unpopuläre Maßnahmen anpackten. Konkret 
forderte Etthöf er schnelle und einschneiden­
de Maßnahmen zur Trinkwassersanierung. Ro­
senbauer reagierte recht hilflos und fragte: 

falls, wenn das Wasser nicht lrurzfristii sa­
nierbe.r ist, eine kleine technische Anlage 
inmer noch besser ist als der Anschluß des 
letzten Einödhofs an ein überdimensionales 
Fernwassernetz, dessen Kosten die technische 
Kleinanlage tm ein Vielfaches übertreffen. 

Kulturlarrdschaftspncnum 
Das groß angekümigte Kulturlandschaftspro­
granm bringt nichts für Landwirte in Wasser­
schutzzonen, zunal es nur in ganz bestllaten 
Teilen Bayerns gilt (39 % der landwirt­
schaftlichen Fläche) • Unter Ulllständen kann 
man aber trotzdem extensivierende Maßnahmen 
in Wasserschutzzonen über dieses � 
finanzieren. Man darf dann allerdings nicht 
mit dem Trinkwasserschutz &rgl.IDeDtieren. 
Mögliche Zuschußgründe sind etwa der Ero­
sionsschutz (in Hanglagen über 12 %) , der 
Schutz der Talauen oder die Lage in Natur­
schutz- oder Landschaftsschutzgebieten. Un­
ter Umständen kann die Verminderung des Dün­
gemittel - und Fflanzenmitteleinsatzes eben­
falls bezuschußt werden. Die Prämien liegen 
zwischen 60 und 650 IJif pro Hektar .  

Sinkender Wasserverbrauch 
Im 1. -3. Quartal 1987 ging im Veraleich Z\.8 
Vorjahr der Wasserverbrauch bei der Indu­
strie tm 4, 9 %, bei Haushalten und Kleinae­
werbe tlll 2, 3 % zurück. Der Wasserpreis laa 
im gleichen Zeitrami bei durchschnittlich 
1, 94 IJ1/m3 und stieg damit 1.lll 1, 6 % an . 

"Was soll ich denn machen? Ich kann doch Pachtverträge für Nitratsenlrung 
nicht alle Bauern erschießen!" Etthöfer ver- Die Gemeinde Margetshöchheim, die mit Flä­
suchte daraufhin in einem Schreiben an Ro- chenankäuf en und Grünlandunwand.lung in der 
senbauer deutlich zu machen, daß es bestinmt Wasserschutzzone bereits den Nitrattrend \.ID­
nicht Absicht der IKT ist, "alle Bauern zu · kehren konnte (Spitzenwert 1983: 84 mg, nie­
erschießen" bzw. sie als Sündenböcke zu de- drigster Wert 1987 44 mg) , beabsichtiat für 
klarieren. Rosenbauer hat aber offensicht- ca. 60 ha Gemeindefeld außerhalb der Wasser­
lich die durchaus konstruktiven IKT-Forde- schutzzone strenge Auflagen im Pachtvertraa 
rungen verkannt. Rosenbauer pickte sich aus festzuschreiben. So soll der Anbau von Zwi­
dem IKT-Info-Dienst 10 den Bericht über die schenfrüchten in der veget.ationaloaen Zeit 
Kleinanlage zur Entfernung des Nitrats auf obligatorisch werden. Zwischen dem 15.10. 
der Basis der Unkehrosmose heraus und und dem 15.2. ist jegliche Dünatma tm.ter­
schrieb an Etthöfer: "Wir dürfen nicht einem sagt . Falls Anfang November bei Bodenproben 
geteilten Grundwasserschutz, der Reparatur mehr als 80 kg N/ha festgestellt werden, 
oder der unterschiedlichen Trinkwasser- und können die Flächen entzogen werden. Werden 
Gestmdheitsvorsorge zwischen Stadt und Land 50 kg N/ha oder weniger ermittelt, e:naä8iaen 
das Wort reden. Deshalb dürfen wir bei unse- sich die Pachtpreise deutlich. 
ren Bauern auch nicht die verfehlte Hoffmmg Die Gemeinde hat damit die Konsequenz daraus 
wecken, daß die Qualitätsprobleme der Haus- gezogen, daß es unsinnig ist, innerhalb der 
und Hofbrunnen mit einem serienmäßig gefer- Wasserschutzzone mit viel Geld jegliche Dün­
tigten "Aufbereitungsschrank" für rund gung zu unterbinden, aber im restlichen Ein-
30. 000 IJ1 je Bauernhof zu lösen seien." zugsgebiet der Oberdünauna Tür und Tor zu 

Die IKT hat inmer deutlich gemacht, daß sie öffnen. Interessant ist, daß diese Pacht­
der natürlichen Sanierung der Wasserversor- klausel in Zusmmenarbeit mit dem Vertreter 
gung durch die Minderung der Schadstoffe den des Landwirtschaftsamts erarbeitet wurde. 
Vorzug gibt. Im Gegensatz zur Staatsregie- Aue für Nm>erre ia Harz 
rung sind wir jedoch der Meinung, . daß not- Aut"aegeben hat man in Niedersachsen die Plä-



ne für die 400 Mio. ™ teure Sieber-Talsper­
re wegen ökologischer Bedenken und des seit 
5 Jahren stagnierenden Trinkwasserver­
brauchs, 

Hausbnmnenprobleme 
Auf dem 2. Mühlheimer Wassertechnischen Se­
minar beschäftigte man sich kürzlich mit den 
Problemen mit den Hausbrunnen. Ziel der dort 
vertretenen Fachleute war natürlich ein An­
schluß an die zentrale Wasserversorgt.mg. Man 
gab aber auch zu, daß der Anschluß von Ein­
zelhöfen teuer ist und es wegen der langen 
Verweilzeit des Wassers in den Rohrleitungen 
zu bakteriellen und hygienischen Problemen 
kOillllen kann . Im Kreis Borken in NRW hat man 

für den Anschluß der 117 belasteten Haus­
brunnen Anschlußkosten von je 40.000 ™ er­
mittelt. 

Interessant war die Forderung von Dr. 
Horst Overath, Wissenschaftlicher Leiter des 
Rheinisch-Westfälischen Instituts für Was­
serchemie und Wassertechnologie, die Wissen­
schaft solle an der Entwicklung von Verfah­
ren zur dezentralen Nitratentferrn.mg mitwir­
ken. 

BBV-PodiUDBdislrussion in 'lbüngen 
Podil.UllS<iiskussionen zu landwirtschaftlichen 
Problemen haben auf der Thüngener Bierwoche 
bereits Tradition. Beim diesjährigen Thema 

Schmidham wehrt sich 
Schmidham, ein Ortsteil der Gemeinde Ruhs­
torf a. d. Rott, der durch einen gemeindli­
chen Brunnen, eine von einer Wassergenossen­
schaft betriebene Quelle und einige Haus­
brunnen versorgt wird, soll nach dem Wunsch 
des Bürgenneisters und der Behörden an das 

Netz eines Zweckverbands angeschlossen wer­
den. Das Schmidhamer Wasser ist zwar ein­
wandfrei, wegen einer nahegelegenen Straße 
ist aber angeblich kein Schutzgebiet auszu­
weisen. Die dortige !KT-Initiative kämpft 
für die Sanierung der Ortsversorgung. Obwohl 
die Sicherung des eigenen Wassers sicher die 
günstigste Lösung ist, wird in den offiziel­
len Berechnungen wieder einmal die Fernver­
sorgung als die wirtschaftlichste Lösung 
hingestellt, da man kräftige Zuschüsse hin­
einrechnet und die Vorinvestitionen des 
Zweckverbands außer acht läßt. 

Anhalterder Widerstarrl im RimOOchta.I. 
Im unteren Rimbachtal wehrt sich die BI Un­
teres Rimbachtal bereits seit Jahre:n gegen 
den Anschluß an den ZV Oberes Kollbachtal. 
Nur mit Hilfe der Gerichte gelang in dem re­
lativ dünn besiedelten Gebiet, Zl.Dllindest in 

"Landwirtschaft zwischen Okonomie und Okolo­
gie" enttäuschte besonders Präsident Dr. Me­
lian von der Landesanstalt für Fflanzenbau 
und Bodenkultur, der z. B. vehement das Atra­
zin verteidigte und den Sinn des Nitrat­
grenzwerts in Zweifel zog. U. a. warf er die 
Frage auf, ob das Fflanzenschutzrecht nicht 
nur die Wettbewerbschancen der deutschen 
Landwirte verschlechtere. Im übrigen meinte 
er, daß die bayerischen Landwirte die ei­
gentlichen "Grünen" seien und schon auf die 
Natur Rücksicht nähmen. 

Der unterfänkische BBV-Präsident Groenen 
stach davon wohltuend ab. Er weiß wohl am 
besten, daß das Gerede von den Bauern als 
Naturschützern keinem Bauern hilft. Ein­
schränkungen in Wasserschutzzonen, die nach 
dem Wasserhaushaltsgesetz des Bundes eindeu­
tig einen Anspruch auf Ausgleichszahlungen 
begründen, helfen den Bauern mehr als Appel­
le der Politiker und schöne Reden von 
Staatsbeamten. Wenig hilfreich war dagegen 
der Diskussionsbeitrag des CSU-Landtagsab­
geordneten Sinner, der sinngemäß feststell­
te, er trinke so wenig Wasser, daß ihm die 
paar Schadstoffe nicht schadeten. Von einem 
Landtagsabgeordneten kann man eigentlich er­
warten, daß er es sich vorher über legt, was 

er sagt . Schließlich werden die Gesetze ge­
rade von unseren Abgeordneten gemacht, gegen 
die man dann auf Bierfesten zu Felde zieht. 

einer Reihe von Fällen die Total-Verrohruna 
durch den Zweckverband zu verhindern. Auch 
hier war es typisch, daß man mit Winkelzügen 
praktisch über Nacht die Bevölkerung vor 
vollendete Tatsachen stellen wollte. 

Chance für Willmersbecher Hausbnmnen 
Der Gemeinderat von Gerhardshof en hat in 
seiner Sitzung vom 13. 1. 88 mit 11: 2 Stinmen 
gegen einen Anschluß des Ortsteils Willmers­
bach an das Netz der FWF gestinmt. Der Ge­
meinderat reagierte damit auf das Votllll der 
Willmersbacher Bürger, die sich in einer Un­
terschriftensamnlung fast einsti.nmig für den 
Erhalt und die Sanierung ihrer Bnmnen aus­
gesprochen haben. 

Kerken mecbt Verkauf rir.ksängig 
Die der IKT angehörige FDP-Stadtratsfraktion 
von Kerken (NRW) hat erreicht, daß der vom 
Rat bereits beschlossene Verkauf der Wasser­
werke an die RWE wieder aufgehoben wurde. 
Statt dessen wurde ein Vertrag mit den Nie­
derrheinischen Gas- und Wasserwerken (Toch­
ter der Gelsenwasser) abgeschlossen, der die 
Einrichtung einer Denitrifizierungsanlage 
und die Verpachtung der Wasserwerke an die 



NGW für 20 Jahre vorsieht. 

Schutzgemeinschaft JAat nicht locker 
Die Schutzgemeinschaft der Bad Königshof ener 
Ortsteile läßt in ihrem Bemühen, die Haus­
brtmne n zu erhalten, nicht locker. Landrats­
und Gesundheitsamt versuchen seit langem die 
Ortsteile ans Fernwasser zu zwingen. Die 
IKT-Gruppe hat deshalb im Februar wieder 
einmal ihre Anhänger mobilisiert und zu ei­
ner gut besuchten Veranstaltung mit Rechts­
anwalt Wolfgang Baumann eingeladen. Die 
Schutzgemeinschaft hat Baumann mit der Wahr­
nehmtmg ihrer Interessen beauftragt. SG-Vor­
sitzender Heinrich Sehweinfest bedauerte, 
daß Ministerpräsident Strauß den Königshöfer 
Ortsteilen trotz einer Petition an ihn nicht 
geholfen habe . 

Zweckverbe:nd auf gelöst 
Daß Zweckverbände nicht tmbedingt für die 
Ewigkeit gegründet sind, zeigt die Auflösung 

I.KT i.ri t�.i:-.ri 

o Wir bitten ausstehende Beiträge für 1987 
bzw. für 1988 (50 Il1 für Vollmitglieder und 
30 Il1 für fördernde Mitglieder) auf unser 
Konto (s. S. 2) zu überweisen. Wir senden 
Ihnen gerne einen Abbuchungsauftrag zu. 

o Einem Teil dieser Auflage liegen die 
neueste Mitgliederliste und die Neuauflage 
des Info-Sonderdrucks bei. 

o Bitte teilen Sie llllS die Anschriften von 
Abgeordneten und Persönlichkeiten mit, die 
für unsere Ziele auf geschlossen sind und de­
nen wir unseren Info-Sonderdruck zusenden 
sollen. Wir sind auch an Anschriften von 
Fernwassergegnern interessiert, die bei uns 
nicht Mitglied sind. Bitte teilen Sie uns 

zweier Zweckverbände ( s. S. 9) • Die Auflösung 
der Gerolsbecher Gruppe ist nicht zuletzt 
ein Verdienst von !KT-Landesvorstandsmit­
glied Georg pfab. Der auszugsweise Abdruck 
einer Liste von Aktivitäten kann vielleicht 
manc hem in ähnlicher Lage Anregungen geben: 

Information der Landwirte - Beantragung von 
Bürgerversanmlungen - Besuch jeder Verbards­
si tzung - Information über andere Wasserver­
sorgungen - Kontakt zu unabhängigen Wasser­
un tersuchungs inst i tuten - Verbindung zu den 
Rottaler Fernwassergegnern - Einschaltung 
eines Anwalts - Beschwerden beim Landratsamt 
- Unterschriftensanmlung - Befreiungsanträge 
- BBV eingeschaltet - Treffen mit Landwirt-
schaftsminister - Termin bei der Obersten 
Baubehörde - Aussprache mit den Fachbehörden 
zusanme n mit Minister Eisenmann - Beitritt 
zur IKT - Schreiben an das Innenministeriun 
wegen der ungerechten Anschlußkosten - Ange­
bote bei Brtmnenba.uf irmen eingeholt - usw • •  

die Zeitungen aus Ihrem Gebiet mit, die wir 
in unseren Presseverteiler aufnehmen sollen. 

o Da wir llllSere Adreßverwaltung über Caupu­
ter abwickeln, müssen wir die Namen einiger 
Initiativen leider verkürzen. Wir hoffen, 
daß Sie dafür Verständnis haben. 

o Voraussichtlich ab Mitte April können vcxi 
der Landesgeschäftstelle (Mainstr. 54, 8702 
Ma.rgetshöchheim, Tel. 0931/461071) Leerpla­
kate bezogen werden. Die Plakate sind oben 
mit dem IKT-Kopf bedruckt, unten ist der 
Slogan "Gegen Fernwasser" eingedruckt. 

o Möglicherweise erscheint schon bald die 
dritte Auflage tmSeres INFO-Sonderdrucks in 
wesentlich besserer Qualität und Aufmecln.mg, 

Zuviel Nitrat 
��, II Sprudel statt 

Trinkwasser 

da wir eventuell einen Sponsor für den Druck und die graJiii­
sche Gestaltung geftmden haben. Der Landesgeschäftsführer wäre 

für Kritik und Anregungen sehr dankbar, da wir gleich eine hö­
here Auflage drucken wollen. 

Niedemberg. Eltern von Säug­
lingen bis zum Alter von sechs 
Monaten erhalten von der Ge­
meinde ab sofort Mineralwas­
ser für die Nahrungszuberei­
tung. Da das Niedernberger 
Trinkwasser. das auf Aschaf­
fenburger Wasserschutzgebiet 
gewonnen wird, über den ge­
selzlichen Wert von 50 Milli­
gramm pro Liter hinaus mit Ni­
trat belastet ist. werden nun 
Gutscheine (Wert 50 Pfennig 
pro Tag) ausgegeben. die bei 
örtlichen Getränkehändlern 
eingelöst werden können. 

o Dipl.-Ing. Hans Hartung, Berater für Wasserförde:n.ma, Wer­
mutshausen Nr. 25, 6994 Wermutshausen, Tel. 07932/8880 

o Katad,m QnbH, Schl\ufeleinstr. 20, 8 München 21, Tel. 
089/572053, W-Entkeimung 

o Berkefeld-Filter, Postfach 12, 3100 Celle, 05141/803-0, 
Wasseraufbereitung (u.a. Umkehrosmos e, Entnitratisienmg) 

Wichtic! ! ! Suchen Sie si.ch in Ihrem Bemühen ,  die eigene Was­
serversorgung zu erhalten, Verlimdete ! Wenden Sie sich an die 
nächste Bund-Natursc hut:.i�-Gruppe oder auch an den Bauernverband 



Siege an der Wasserfront 

Zwei Zweckverbände in Oberbayern aufgelöst / Hartnäckige Bauern 
Neumarkt.St. Veit/Obb. - Große 

Freude herrscht bei den Landge­
meinden Buchbach, Oberbergkir­
chen, Niedertaufkirchen, Nieder­
bergkirchen, Schönberg und Loh­
kirchen, nachdem nun auch .das 
Bayerische Innenministerium grü­
nes Licht für die Auflösung des 
Zweckverbandes der Gruppe Neu­
markt·St. Veit gegeben hat. Wie es 
in dem· Brief an das Landratsamt 
Mühldorf heißt, setie das Innenmi­
nisterium keinen Grund, die Ge­
nehmigung zur Auflösung des 
Zweckverbandes zu versagen. Das 
Landratsamt als Aufsichtsbehörde 
hat den Inhalt des Briefes jeizt 
auch dem Wasserzweckverband 
schrifUich mitgeteilt. Formal 
bleibt der Zweckverband jedoch 
noch so lange bestehen, „bis die 
restliche Abwicklung" erledigt ist. 

Bereits im Februar dieses Jahres 
hat sich der Wasserzweckverband 
nördlicher Landkreis Mühldorf 
mit 19 zu 5 Stimmen selbst aufge­
löst, nachdem die Verbandsräte 
der sechs Landgemeinden mit der 
Entwicklung ihres· Zweckverban­
des unzubieden waren. Die Schul­
den wurden immer mehr und vor­
nehmlich die Landwirte sahen es 
nicht ein, .daß sie die hohen, An­
schlußgebtihren zahlen sollten, 
wenn sie das „eigene Wasser" qua­
si vor der HaUJtür haben. 

In einer ersten Stellungnahme 
aagte Hans Müller von der Rechts-

. abteilung des Bayerischen Bauern­
verbandes, die Außösung des 
Zweckverbandes der Gruppe Neu­
markt-St. Veit habe „grundaitzli­
che Bedeutung", weil die Betrofle­
nen auf legalem Weg alle denkba­
ren Möglichkeiten ausgeschöpft 
haben·, „um die dezentrale Wasser­
versorgung sicherzustellen". Der. 
Bauernverband, der die betl'Qffe­

·nen Landwirte mit Rat und Tat 
unterstützt hat, sieht in der Ent­
scheidung auch seine Auffassung 
bestätigt, "daß dt?rartige Entschei­
dungen auch gegen den Rat von 
Fach- und Aufsichtsbehörden 
möglich sind". Müller wertet die 
harte, aber sachlich fundierte Mei· 
nung der Mehrh�t c;ler Verbands­
und Gemeinderäte als ein echtes 
Beispiel für Verantwortungsbe­
wußtsein, Einsatzbereitschaft und 
richtiger Einstellung zur kommu­
nalen Selbstverwaltung und damit 
zur spezifischen Gestaltung unse­
rer Dörfer im ländlichen Raum. 
Der BBV-Rechtsexperte betonte 
aber auch, daß die Auflösung des 
Zweckverbandes Neumarkt-St. 
Veit nicht „pausehal als die Lö­
sungsmöglichkeit für die Wasser­
probleme in Bayern angesehen 
werden kann"; 

Beeinträchtigungen in ihrer 
baulichen Entwicklun& befürchtet 
jetzt die Stadt Neumarkt-St. Veit. 
Schwierigkeiten können nach den 
Worten von Bürgermeister Rudolf 
Berghammer insbesondere bei der 
Ausweisung ne�er Baugebiete auf· 
treten. Notwendige Entscheidun­
gen würden verzögert oder verhin­
dert. Der Zweckverband sei sei­
nerzeit, das war 1973, nur deshalb 
gegrlindet worden, weil sonst in 
den Landgemeinden, die jetzt für 
den Austritt gestimmt haben, die 
Ausweisung von Bauland nicht 
mehr möglich gewesen wäre. „ Wir 
sind versorgt und haben unser 
Wasserwerk", äußerte der Bürger­
meister in einem Gespräch mit 
dem WOCHENBLATT. Mit Freude 
sei die Stadt Neumarkt-St. Veit 
damals ohnehin nicht dem Wasser­
zweckverband beigetreten. 

Strittig blieb bis zuletzt; wie nun 
die Schulden des Zweckverbandes 
in Höhe von 1,7 Millionen DM auf­
geteilt werden sollten. Während 
bei der sogenannten substanz­
orientierten Lösung auf die Stadt 
Neumarkt 485 000 DM entfallen 
würden, sind es bei der ertrags­
orientierten Lösung rund 889 000 
DM, das wären rund die Hälfte der 
Schulden der sieben Mitgliedsge­
meinden zusammen. Deshalb !or­
derte Bürgermeister Berghammer 
von Anfang an die substanz­
orientierte Variante, bei der die 
Schulden nach den tatsächli�h 
durchgeführten Baumaßnahmen 
aufgeschlüsselt werden. Bei der 
Auflösung des Zweckverbandes 
wurde jedoch beschlossen, den 
Zweckverband auf der Basis der 
ertragaorientierten Lösung gemäß 
dem Gutachten des Bayerischen 
Kommunalen ·Prüfungsverbandes 
aufzulösen. Das heißt, die Abneh· 
mer und die einzelnen Gemeinden 
werden in etwa gleich belastet, wie 
dies bei einem Fortbestand des 
Zweckverbandes der Fall wäre. 

· Aufgelöst wurde in diesen Tagen 
im Regierungsbezirk Oberbayern 
noch ein zweiter Wasaerzweckver· 
band, nämlich der „Zweckverband 
Gerolsbacher Gruppe". Gegründet 
wurde der Zweckverband 1972 
von den Gemeinden Gerolsbach, 
Scheyern und Jetzendorf. Von An­
fan" an hatte dieser Zweckver­
band jedoch �ine schlechte Aus­
gangsposition, wie der Gemeinde· 
und ehemalige stellvertretende 
Verbandsrat Georg Pfab dem WO­
CHENBLATI' erklärte, da in die­
sem· Raum viele Einöden und Wei· 
ler und sehr viehstarke landwirt­
schaftliche Betriebe existieren. 

Dieser · Zweckverband 10llte 
rund 3600 Einwohner und rund 
10 000 Großvieheinheiten (QVE) 
versorgen. Da in Scheyern, so 
Pfab, .die Wasserversorgung man­
gelhaft ist, sollten dorthin · 5500 
Kubikmeter Wasser pro Jahr zu 
den Gestehungskosten von zirka 
40 Pfennig pro Kubikmeter gelie­
fert werden. Da die Eigenleistung 
d• Zweckverbandes nach ver­
kaufbarer Wassermenge - für 
Mensch und Tier errechnet wird, 
wären nach den Worten von Plab. 
„sehr hohe Anschlußkoaten zu­
stande gekommen". Offiziell auf­
gelöst wurde der Zweckverband 

. schließlich am 1. April 1987, n•ch­
dem eine Gruppe aU. der Umge­
bung von Gerolsbach einen „sehr 
starken Widentand leistete". PK . . . . 

np Für eigene Versorgung 
IL 4 ·tl Im Frühjahr 

Probebohrungen 
bei Rimpar 

Im kommenden Friihjahr werden 
1ich die Stadtwerke auf die Suche 
nach Wasser machen. Erste Probe· 
bohrungen sollen auf einem Gelän� Oo 
de zwischen Gadheim und Rimpar -0 
niedergebracht werden. � Dies sagte auf Anfrage Stadtwerk­
direktor Herbert Wolf. Die Bobrun- C"( 
gen nördlich von Würzburg seien in- � 
zwischen vom zuständigen LandratS- · 
amt Würzburg genehmigt worden. 
Wie Wolf weiter sagte. halten die. 
Stadtwerke trotz der Diskussion um ...&. 
.eine .regionale Lösung• an ihrem "9 
Ziel fest, für Würzburg eine eigene ,,..p 
Wasserversorgung aufrechtzuerhal- ..._ 
ten. Die neuen Quellen sollen die 
jetzigen im Bereich des Bahnhofes 
ersetzen, da dort eine Gefährdung • � 
nicht sicher ausgeschlossen werden -� 
�.Für die VtrilaeJl)Dg def.Qt,.e(. l! 
len · haben dte ·· StaCltwer\e · In den 
nächsten Jahren 30 Millionen Mark 
veranachlast. , 

Dem Ziel der Sicherung einer de­
zentralen Wasserve rsorgung als Al­
ternative zu einem Anschluß an den· 
Femwasserzweckverband dient auch 
ein Beschluß des Planungs- und Um­
weltausschusses von gestern. Nach 
einem Antrag von Stadtrat Kriiger 
wird die Verwaltung nun untersu­
chen, ob Wasser aus gesperrten 
Brunnen und Regenwasser für unter- . 
geordnete Nutzungen, zum Beispiel 
die Straßenreinigung. genutzt wer­
den kann. Ziel dabei ist. die Trink­
wasserversorgung zu entlasten. bert 



• AO •  
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Freitag, 8 .  April, 20 Uhr IKT-Versamalung in Ge reuth ( Untermerzbac h) , Referent: Hein­
rich Se hweinfest 

M:>ntag, 16 . Mai, 19 . 30 U hr IKT-Poditaediskussim "Tr:inkwassersitue.tim in lklterfran­
ken" in Margetshöchheim, Lkr .  Würz burg, Margarethenhall e 
Eingel aden sind u. a. Staatssekretär Rosenbauer, OB Dr. Zeitl er ( Wü rzburg) , Land­
rat Dr. S chreier ( Fernwas serzweckverband Mittelmain ) , Abgeordnete der 3 Land­
tag sfraktionen, Dr. Weiger ( BN  N ordbayern) ,  S ebas tian S chönauer; Diskus sionsl ei­
ter: Prof. Kneitz ( 2. BN-Landesvors. ) 

Wir bitten all e  !KT-Gruppe n im weiten Umkreis un rege Beteil igung und Unter­
stützung, bitte werbe n S ie für diese Veranstal tung auch bei Komnunal pol itikern! 

Samstag, 18 . J uni, !KT-Wasserfachtagung "Umwel tschonend.es Wirtschaften in Wasser­
schutzz onen" , im Rahme n  der 2.  Umwelt.messe in Würzburg; Tagungsl okal und genaue 
U hrz eit ( voraussichtl . 14  U hr) we rden noch be kanntgegebe n. 

Zusanme n mit der Me ssegesell schaft und dem Bund Naturschutz ist gepl ant, eine 
Reihe bedeutender Wissensc haftl er und Fac hl eute zu verpfl ichten, die zu den Th e­
menk reisen: "Ursac hen der Nitratbel astung" , "Rechtl iche Mögl ichkeiten in Wasser­
schutz zonen" und " Grundwas serschonende Bewirtschaftung von Wassereinzugsgebie­
ten" referieren werden. Anschl ießend ist eine Diskussion mit Praktikern aus Was­
serwerken, Vertretern der Wasserwirtschafts- und Landwirtschaftsbürokratie und 
Politikern gepl ant. 

Bitte machen Sie schon j etz t interessierte Konmunal pol itiker und Interessen­
ten auf diese Verans tal tung aufmerksam ! Sobald das genaue Progranm steht, erhal ­
ten Sie noch eine Einl adung. Um disponieren zu können, erbitten wir bis späte­
stens 16 . Mai Ihre Anmel dung für diese Fac htagung , die für all e  Interessenten 
offen ist. 

Weiterhin ist gepl ant, vor der Tagung eine !KT-Landesvorstands sitzung und ein 
Landestreffen zu aktuell en Fragen abzuhal ten ( voraussieht! .

· 10 U hr) . Einladtmg 
erfol gt rechtzeitig! 

Samstag, 15 . Oktobe r, IKT-Leldesversaaml.'lA'UC mit Neuwahl en; Ort und genaue Zeit wer­
den noch bekan ntgegeben. Es ist gepl ant, die Landesversanmlung mi t  einer Fachta­
gung zur W-Bestrahl ung zu verbinden. 

I nteressengemeinschaft gegen Fernwasser 
Kommunen sol len ihr v� ''·z .lf 
eigenes Wasser nutz�n 
Staatliches Wassersicherungsprogramm gefordert 
Würzburg. (KvE) Die Sorge um 
die Erhaltung der dezentralen 
kommunalen Trinkwasserversor­
gung und die Versorgung der Bür· 
ger mit einwandfreiem Trinkwas· 
ser ist der Themenschwerpunkt 
in der Arbeit der Interessenge· 
meinschaft zur Erhaltung der 
Kommunalen Trinkwasserversor­
gung in Bayern (IKT). Die 1986 
gegründete IKT hat ihren Sitz im 
Landkreis Würzburg und vertritt 
knapp 60 Kommunen und Initiati­
ven in ihrem Kampf gegen Fern­
wasseranschlüsse. 

Deshalb hat die IKT jetzt an den 
bayerischen Innenminister Au­
gust Lang geschrieben und ein 
staatliches Wassersicherungspro· 

·gramm gefordert. Die Interessen­
gemeinschaft will einschneidende 
Maßnahmen zum Schutz der 
Trinkwassereinzugsgebiete und 
einen angemessenen Flächen­
oder finanziellen Ausgleich für 
dort geschädigte Landwirte. 

Im einzelnen soll das Programm 
die Senkung der Förderschwelle 
bei Flächenankäufen in Wasser­
schutzzonen vorsehen, wenn 
diese der Sanierung des Grund­
wassers dienen. Weiter sollte das 
Anpachten von Flächen in Was­
sereinzugsgebieten bezuschußt 
werden und sich der Staat an den 
Kosten für Ausgleichsmaßnah­
men in Wasserschutzgebieten 
"wesentlich" beteiligen. In dem 

Schreiben fordert die IKT auch die 
überarbeitung staatlicher Verord­
nungen mit dem Ziel, was913rge­
fährdende Nutzungen aus den 
Wasserschutzzonen mit zu ver­
bannen. Dazu gehören unter an­
derem ein Verbot jeglicher Dün­
gung in der vegetationslosen Zeit, 
ein Verbot der Kleingartennut­
zung sowie von Sonderkulturen 
und anderen düngeintensiven 
Kulturen in allen Zonen. 

Als Beispiel für die Wirksam­
keit solcher Maßnahmen führt die 
IKT die Gemeinde Margetshöch­
heim an, die sich solche Maßnah­
men zur Nitratreduzierung im 
Trinkwasser viel Geld kosten ließ. 


